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(297) Nr. 4711.

Kundmachung.
Das Reichsvolksschulgesetz vom 14.Mai 1869

enthält in den §tz 10, 27, 29 und 30 gründ
sätzliche Bestimmungen, welche Anstalten zur
Pflege, zur Erziehung und zum Unterrichte noch
nicht schulpflichtiger Kinder, so wie die Heranbil^
dung derjenigen, welche in solchen Anstalten zu
wirken berufen sein sollen, zum Gegenstande haben.
Diese grundsätzlichen Bestimmungen bedürfen, ob-
wohl eine gesetzliche Pflicht zur Errichtung gedach
ter Anstalten nicht besteht, einer nähern Ausfüh-
rung, welche eine Richtschnur geben soll, einerseits
all' denjenigen, welche die Gründung solcher An-
stalten zu fördern geneigt sind, andererseits den
Schulbehörden, denen gesetzlich die Aufsicht über
dieselben zusteht und dadurch die Pflicht obliegt,-
bezügliche Bestrebungen anzuregen und kräftigst zu
unterstützen.

Demzufolge habe ich mich bestimmt gefun-
den, die in Abfchrift beiliegende Verordnung „über
Kindergärten und verwandte Anstalten" zu er-
lassen, deren Kundmachung durch daS ReichsGe-
setz- und Verordnungsblatt unter Einem erfolgt.

Indem ich den k. k. Landesschulrath ersuche,
für die ausgebreitetste weitere Verlautbarung die-
ser Verordnung am Lande zu sorgen, füge ich nach-
stehendes bei:

Es liegt unzweifelhaft im Geiste deS Reichs-
volksschulgefetzes, daß eine gefunde vernünftige Er-
ziehung der Jugend im vorschulpflichtigen Alter
einen wichtigen Theil der gefammtcn Volkserzieh-
ung bildet und durch sie eine gedeihliche Löfung
der Aufgabe der Volksschule wefcntlich bedingt ist.
Als die diesem Zwecke entsprechendste Anstalt sür
Kinder im vorschulpslichtigen Alter ist, überein-
stimmend mit dem Urtheile der gewiegtesten ärzt-
lichen und pädagogischen Schriftsteller, heutzutage
in allen Culturstaaten „der Kindergarten" an-l
erkannt.

Während die Anfänge der Erziehung im zar-
ten Kindesalter ihren: Wesen nach mit dem vor-
wiegenden Charakter der Pflege der Familie oder
der Bcwahianstalt (lhcilwcife auch der Krippe) zu-
fallen, übernimmt der Kindergarten seine Zöglinge,
um deren Leibes- und Geistcserziehung derart
gleichmäßig zu fördern, daß dieselben dereinst am
Volksschulunterrichte mit Erfolg theilnehmcn kön-
nen. Bewahranstalten und Krippen haben vor>
wiegend den Charakter von Pflegeanstalten, wäh-
rend die Aufgabe des Kindergartens unter einem
höheren Gesichtspunkte, dem der Erziehung, aufzu-
fassen ist. Die Kindergartenerziehung foll der J u -
gend heilfamc Anregung und zweckmäßige Beschäf-
tigung bieten, ncben der Uebung des Leibes, der
Hände und Sinne in rechter Würdigung der kind-
lichen Natur auf Belebung des Frohsinnes, auf
echte Gemüths- und Willensbildung durch Zucht
und Vcifpiel und namentlich auf die Gewöhnung
zu jenen geselligen Tugenden hinwirken, welche
ebensosehr eine Zierde der Jugend als die Grund-
lage gesunder Volksbildung ausmachen. Der Kin>
dergarten bietet den Kindern alles, was die Er-
ziehungswissenschaft als zulässig und nothwendig
bezeichnet, und hält alles fern, was den Kindern
nicht frommt. Aus diesen Gründen wurden in der
Verordnung die Kindergärten ausführlich bchan
belt und verwandte Anstalten nur mit wenigen
Bestimmungen am Schlüsse berücksichtigt.

Die sorgfältige Erziehung, wie sie der Kin-
dergarten vermittelt, soll künftig nicht blos den
Kindern vorfchulpslichtigen Alters in wohlhabenden
Familien zutheil werden, sondern die thunlichste
Verbreitung finden, und dadurch bewirkt werden,
baß auch Ue Familienerzichung im allgemeinen
angreifende Aenderungen zum Guten erfahre. Die
Kindergarten-Erziehung kann hinfort nicht aus-
schließlich der Thätigkeit wohlthätiger Vereine

überlassen bleiben, auch nicht mehr blos eine
Sache des Erwerbs bilden. Darum appelliert die
Verordnung, ohne der bisherigen Thätigkeit der
Vereine und Privaten Schranken zu setzen, an!
die Einsicht und Opfe^willigkeit der ganzen Be-^
völkerung, indem sie Länder, Schulbezirke und
vorzugsweise die Ortsgcmcinden aufruft, die Grün-
dung öffentlicher Kindergärten in die Hand zu
nehmen und auch in diefen Schöpfungen einen
wesentlichen Theil der Verpflichtungen gegenüber
ihren Angehörigen zu erblicken und zu er-
füllen. Dieser Appell schließt zugleich die Auffor-
derung an alle zur Leitung des Volksfchulwefens
berufenen Behörden und einzelnen Organe in
sich, dieser wichtigen Angelegenheit ihre volle Auf-
merksamkeit zuzuwenden, nach Zulaß und Bedarf
überall anregend und fördernd mitzuwirken. Eine
folche Einflußnahme der Schulbehörden wird sich
zunächst bezüglich der Städte, welche im allgemei-
nen ohnehin einer zeitgemäßen Kindererziehung
bereits das nöthige Verständnis entgegenbringen,
dann bezüglich der Fabrikö- und überhaupt jener
Orte geltend zu machen haben, wo die Verhält-
nisse eine naturgemäße Familicnerziehung bccin<
trächtigen oder geradezu in Frage stellen.

M i t gesondert bestehenden öffentlichen Mäd-
chenschulen wären überall, so bald als möglich,
Kindergärten zu verbinden. Nicht minder liegt es
vollkommen in der Tendenz der Verordnung, daß
die schon bestehenden Kindcrbewahranstaltcn, welche
erfahrungsgemäß so häufig an Ueberfüllung, Man-
gel eines leitenden Princips und anderen Gebre-
chen leiden, mit Rücksicht auf die Forderungen
der Pädagogik so bald als möglich in Kindergär-
ten umgestaltet werden, zumal dadurch der Zweck
der Bewahranstalt als solcher in keiner Weise ge-
fährdet zu werden braucht (H 5). Schon durch
diese Umwandlung der genannten Humanitäts-
in eigentliche Erziehungsanstalten könnte unter
materieller Mitwirkung der Länder, Bezirke und
Gemeinden,, welche insbesondere zur Beschaffung
der in größeren Städten durch Einbeziehung eines
Gartens kostspieligeren Localitäten für solche An-
stalten anzurufen wäre, bei einem namhaften
Theile der unteren Volksklassen der rechte Grund
zur geistig sittlichen Erziehung gelegt werden.

So lange aber diese Umgestaltung nicht
möglich wird, sind doch in die Bewahranstalten
die Grundzüge des Kindergartens thunlichst ein-
zuführen. Unzweifelhaft werden Vereine und Pr i -
vate besonders dann, wenn eine materielle Unter
stützung größerer Gemeinschaften hinzutritt, bereit
sein, zur inneren Verbesserung der bestehenden
Anstalten die Hand zu bieten und neue, zeitgemäß
eingerichtete Anstalten ins Leben zu rufen. Zu
letzterem Zwecke wäre auch die Bilduug neuer
wohlthätiger Frauenvereine, auf welchem Wcge
bisher fchon manches Anerkennungswerthe erreicht
wurde, in geeigneter Weife anzuregen.

Wo öffentliche Kindergärten errichtet werden,
ist thunlichst dahin zu wirken, daß den Familien
die unentgeltliche Benützung derselben gewährt
werde.

Ich wünsche lebhaft, daß das Streben nach
Hebung unserer Volksbildung, dem auch die ge
gcnwärtige Verordnung Ausdruck gibt, allseitig
gewürdigt werde und der Anerkennung des Zweckes
baldigst Thaten folgen mögen. Es wird cine dan-
kenöwerthe Ausgabe der Landesschulbehörden sein,
wegen der Ausführung diefer Verordnung insbe-
sondere mit den Vertretungen des Landes und
der größeren Stadtcomnmnen direct sich in das
Vernehmen zu sehen. Zur Einstußnahme auf die
Entwicklung und Gestaltung des Kindergarten-
Instituts in weiteren Kreisen erscheinen Vorzugs-
weise die k. k. Bezirlsschulinspectoren berufen.
Diesen mache ich eS insbesondere zur Pflicht, mit
dem Wesen der Kindergarten, Erziehung sich ein-

gehend und bekannt zu machen, das Bedürfnis bezüg-
licher Anstalten wahrzunehmen, überall anregend
zu wirken und nach Erfordernis die höhere Ein-
wirkung durch geeignete Anträge hervorzurufen. '
Erfolge in dieser Richtung sollen ihnen zum be»
sonderen Verdienst angerechnet weiden.

Dieselben sind auch in den Iahresschulbe-
richten der Landesschulbehörde ersichtlich zu machen,
mit denen Hinsort vollständige Nachweisungen über
Kindergärten und verwandte Anstalten in einem
besonderen Abschnitte zu liefern fein werden. Die
nähere Instruierung der Bezirks-Schulinspectoren
in dieser Richtung und insbesondere bezüglich
dessen, worauf sie bei dem Befuche der Kinder-
gärten und Bcwahranstalten zu sehen haben, über
lasse ich bis auf weiteres den Landesfchulbchörden
selbst, indem ich Grundzüge für eine solche I n ^
struction, worin zugleich die concreien Ziele der
Kindergarten-Erzichung angegeben sind, abschrift-
lich zur Benützung beischließe.

I m engen Zusammenhange mit dem Stre-
ben der Unterrichtsverwaltung nach Gründung und
Vermehrung zweckmäßiger Erziehungs-Anstalten für
Kinder im vorschulpftichtigen Alter steht die Sorge
sür die Heranbildung derjenigen, welche in diesen
Anstalten wirken sollen, wovon der Abschnitt 1)
der Verordnung handelt. Während zur Leitung
eines Kindergartens, die anstandslos Männern
anvertraut werden kann, einige Bekanntschaft mit
der Organisation solcher Anstalten ausreicht, wo
für bezüglich der Lehrerbildungsanstalten im § 29
des Reichsvolksschulgesetzes vorgesehen ist, und
welcher Forderung künftig jede mögliche Beach-
tung zuzuwenden ist, eignet sich zu der eigent-
lichen Kindergartenerziehung ausschließlich das
weibliche Geschlecht. Zur erfolgreichen Löfung diê
fcr Aufgabe bedarf es eines kindlichen, dem Ver-
ständnis für das Kinderleben offenen Sinnes,
liebevoller Geduld und Milde, welche das Kind
unwiderstehlich anzieht, sowie einer praktischen
Anstelligkcit 'gegenüber den Kleinen — durchwegs
Eigenschaften, welche ganz vorzugsweise dem
weiblichen Geschlechte gegeben sind. Wo daher
staatliche Lehrerinnen Bildungsanstalten schon be-
stehen oder neue errichtet werden, haben diese
fortan auch die Heranbildung von Kindergiirt
nerinnen sich ernstlich angelegen sein zu lassen.

Zu diesem Ende ist zunächst die Verunstal»
tung zu treffen, daß nebst demjenigen, was alle
Lehramts«Candidatinnen über Kleinkindererziehung
im Gegenstände der Pädagogik nothwendig zu lernen
haben, denjenigen Lehramts-Candidatinnen, welche
sich speciell auch als Kindergärtnerinnen befähigen
wollen, während des vorletzten oder letzten Jahr-
ganges Gelegenheit geboten sei, ein.e eingehendere
theoretisch - prallische Kenntnis des Kindergartens
zu erlangen. I n solcher Absicht wurde dieser Ge-
genstand in den mit meiner Verordnung vom
11. Ma i d. I . , Z. 2259, vorgezeichncten'Reife-
zeugnis-Formularicn als ein nicht obligater auS
drücklich aufgenommen, und fchließt sich dieser An-
ordnung consequent der tz 20 der gegenwärtigen
Verordnung an, wornach zur Anstellung als Km
dergärtnerin nicht schlechtweg jedes Reifezeugnis
für Volksschulen, sondern nur dasjenige berechtigt,
in welchem ein guter Prüfungserfolg bezüglich der
theoretisch-praktischen Kenntnis des Kindergartens
nachgewiesen ist.

Außerdem sollen zur Heranbildung von Kin-
dcrgärtncrinnen an einzelnen, von mir dazu zu
bestimmenden Lehrerinnen Vildungsanstalten noch
besondere einjährige Curse nach Art jener sür
Lehrerinnen weiblicher Handarbeiten (Ministerial-
Verordnung vom 12. Ju l i 1869, R. G. B l .
Nr. 131, VIII) eingerichtet werden, und ist die
Organisation derselben im § 21 der gegenwärti-
gen Verordnung ausgeführt.
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Da sich dieser Zweck nach der einen und
andern Richtung nur dann wird vollständig er-
reichen lassen, wenn eine bewährte Kindergärt-
nerin bestellt und ein Kindergarten zur praktischen
Uebung der Lehrerinnen-Bildungsanstalt beigege-
ben wird, unterliegt es keinem Anstande, die hie-
für erforderlichen Kosten aus dem Kameralfonde,
Titel „Lehrerbildungsanstalten", in Anfpruch zu
nehmen, und ich sehe seitens derjenigen Landes-
schulbehörden, in deren Gebiete Lehrerinnen-Bil-
dungsanstalten bereits bestehen, diesbezüglichen
Anträgen entgegen. Hierbei wäre in Bezug auf
die Bestellung von Kindergärtnerinnen sowohl
über die Besoldung, welche denselben zu gewähren
ist, als auch über die Art der Bestellung (ob
durch Berufung oder Concursausschreibung i m I n -
und Auslande) sich eingehend auszusprechen. Die
Errichtung von Uebungs-Kindergärten bei den Leh-
rerinnen-Bildungsanstalten auf Staatskosten wird
aber nur dort ins Auge zu fassen sein, wo nicht
ein guter öffentlicher oder Privat-Kindergarten be-
steht oder neu errichtet wird und durch ein
Uebereinkommen mit dem Gründer dessen Mitbe-
nützung für die Zwecke der Lehrerinnen-Bildungs^
anstatt gesichert werden könnte. Unter allen Um-
ständen wünsche ich, daß mit 'oer Heranbildung
von Kindergärtnerinnen nach den voranstehenden
Andeutungen in den größeren Hauptstädten schon
mit dem nächsten Schuljahre der Anfang gemacht
werden könnte.

Daneben ist den im ß 23 der Verordnung
erwähnten gleichen Privat - Bildungscursen jede
Förderung angedeihen zu lassen, da die Gewin-
nung brauchbarer Kindergärtnerinnen ein immer
dringenderes Bedürfnis unserer socialen Verhält-
nisse wird und dieses Bedürfnis durch die staat-
lichen Lehrerinnen-Pildungsanstalten nur allmälig
wird befriedigt werden können.

Der Berordnungsabschnitt 0 zeigt, welche
wichtige ergänzende Ausgabe dem Kindergarten zu-
kömmt. Er soll gleichzeitig auch eine praktische
Bildungsstätte für die erwachfene weibliche Jugend
sein. I n ihm wird die künftige Mutter für ihren

Beruf, die künftige Erzieherin sür eine liebevolle
!und verständige Behandlung des Kindes die beste
theoretisch-praktische Schule finden. Er wird auch
für angehende Kindermädchen eine Schule fein.
I n solcher Weise soll der Kindergarten allmälig
auch Hilfskräfte für die Familienerziehung, die
bisher nicht selten vom Auslande genommen wer-
den, schaffen und begabten Mädchen Gelegenheit
geben, einen ehrenhaften Erwerb zu finden.

Daß Kinderbewahranstalten, von denen der
Abschnitt Z der Verordnung handelt, nach wie
vor bestehen und auch neu errichtet werden kön-
nen, ergibt sich aus den bestehenden Schulgesetzen;
es ist jedoch, wie schon oben näher ausgeführt
wurde, Aufgabe der Schulaufsicht, auch in diese An-
stalten regelnd einzugreifen.

Wien, am 22. Jun i 1872.
P e r M i n i s t e r für Cul tus und Unterr icht .

ssür denselben:
F i d l e r m. p.

' (316—1) Nr . ' 4 0 2 l

C o n c u r s
zur defenitiven Vesetzung der «ehrerstelle in

Preska, Gemeinde Hwischenwassern.
Ueber Auftrag des hohen k. k. Landesschul-

rathes vom 28. J u l i 1872, g . 9 5 1 , ist die Leh-
rerstelle in Preska, mit welcher zugleich der Orga-
nisten und Meßneroienst verbunden ist, definitiv
zu besetzen.

Die darauf Neflectierenden haben ihre Ge
suche unter Beilegung der Befähigungszeugnisse und
Nachweisung bisher allfällig geleisteter Schuldienste

b i s E n d e des l a u f e n d e n M o n a t e s

entweder im Wege der politischen Behörde des
Wohnortes, oder durch die vorgesetzte Schulbehörde,
je nachdem die Bewerber bereits bedienstet sind oder
nicht, bei dem gefertigten Bezirksschulrathe einzu-
bringen.

Laibach, am 13. August 1872.
A . k. De^irksschulrall).

Der Borsitzende.

(317—1) Nr. 1507.

Zur Besetzung einer Gefangcnwach^Oberauf-
sehersstelle in der k. k. Männer Ettasanstalt zu
Laibach mit dem Gehalte jährlicher 400 f l . , even-
tuell bei gradueller Borrückung mit dem Gehalte
jährlicher 350 f l . und dem Genusse der kascrnmä
ßigen Unterkunft, uebst Service, dem Bezüge einer
täglichen Brodportion von je 1 '/2 Pfunden und
der Montur nach Maßgabe der bestehenden Uni-
formierungsvorschriften wird hicmit der Concurs
bis zum

2 5. S e p t e m b e r 1 K 7 s
ausgeschrieben.

Die Bewerber um diese in Gemäßheit des
ß 4 l i t t . a des Gesetzes vom 19. Apri l 1872,
Nr . 60 R. G. B. , den anspruchsberechtigten Unter-
offizieren vorbehaltene und nur in deren Ermang-
lung an andere verleihbare Stelle haben ihre ge-
hörig belegten Gesuche unter Nachwcisnng ihres
Alters, Standes, ihrer gewerblichen und Sprach-
kenntnisse, insbesondere der beiden Landessprachen
und ihrer bisherigen Dienstleistung bei der gefer-
tigten k. k. Oberstaatsanwaltschaft zu überreichen.

Graz, am 19. August 1872.
K. k. Vberstaatsanwaltschast.

"(314—3) ^ Nr. 1007.

Edict.
Bei dem k. k. Bezirksgerichte in Tschernembl

ist eine Dienerstelle mit dem Iahresgehalte von
300 f l . , allfällig 250 fl.nebst dem Bezüge dcrAmts-
kleidung in Erledigung gekommen.

Die Bewerber haben ihre Gesuche, in welchen
sie die volle Kenntnis der beiden Landessprachen
in Wort und Schrift nachzuweisen haben, im vor-
schriftsmäßigen Wege

b i n n e n v i e r Wochen
vom Tage der dritten Einschaltung dieses Edictes
in die „Laibacher Zeitung" bei diesem Präsidium
einzubringen. Rudolfswerth, am 16. August 1872.

K. k. Kreisgerichto-Präsidium.


